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Resolution  

Kommunaler Rettungsschirm und Altschuldenhilfe angesichts der Corona-

Pandemie 

 

Politik bewährt sich vor Ort. Das hat sich in der Corona-Pandemie erneut bestätigt. 

Gerade weil die Kommunen die Entscheidungen von Bund und Land zuverlässig, 

glaubwürdig und engagiert umsetzen und kontrollieren, meistern Staat und Demo-

kratie die Krise.  

Das gilt auch für diejenigen Städte und Gemeinden, die seit Jahren vergeblich eine 

gemeinsame Lösung des kommunalen Altschuldenproblems durch Bund, Länder und 

betroffene Gemeinden fordern. Wegen des von der Corona-Pandemie verursachten 

wirtschaftlichen Abschwungs gehen ihnen durch eiserne Sparmaßnahmen wieder-

gewonnene Handlungsspielräume verloren.  

Die in Berlin vom Koalitionsausschuss beschlossenen Entscheidungen zur 

Entlastung der Kommunen – im Sozialbereich durch höhere Bundesbeteiligung an 

den Kosten der Unterkunft, ein kommunaler Corona-Rettungsschirm zur Abfederung 

kommunaler Einnahmeausfälle sowie Unterstützung für dringend notwendige 

kommunale Investitionen – stärken Städte, Gemeinde und Kreise. Um die 

kommunale Daseinsvorsorge jedoch dauerhaft zu sichern, ist eine durchgreifende 

und nachhaltige Stärkung der kommunalen Finanzausstattung dringend notwendig. 

Dazu gehört auch eine Lösung des weitgehend nicht von den Kommunen selbst 

verschuldete Altschuldenproblems.  Die Mitverantwortung des Bundes an den 

kommunalen Altschulden ist durch die Beschlüsse des Koalitionsausschusses nicht 

abgetragen. 

Der Rat der Stadt Völklingen  fordert deshalb gemeinsam mit dem Aktionsbündnis 

"Für die Würde unserer Städte", dem 70 Kommunen aus acht Bundesländern mit 

mehr als neun Millionen Einwohnern angehören, die Bundeskanzlerin, die 

Ministerpräsidenten und sämtliche weitere politische Entscheidungsträgerinnen und 

Entscheidungsträger in Bund und Ländern dringend auf, eine strukturelle Stärkung 

des kommunalen Finanzsystems vorzunehmen. Dazu gehören sowohl die Sicherung 

der kommunalen Steuereinnahmen als auch die weitere Entlastung der Kommunen 

von den Kosten sozialer Leistungen. Darüber hinaus müssen diejenigen 

Bundesländer, die noch keine eigenen Maßnahmen ergriffen haben, unverzüglich 

Konzepte zur Lösung des kommunalen Altschuldenproblems entwickeln und 

umsetzen.  

Staat und demokratische Gesellschaft funktionieren in Deutschland in dieser 

Pandemie-Krise als weltweite Vorbilder. Damit das so bleibt, muss das finanzielle 

Fundament der Kommunen dauerhaft gesichert werden. Die Lösung des 

kommunalen Altschuldenproblems gehört dabei unverzichtbar dazu.  
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